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Entwurf eines Gesetzes 

über eine Untersuchung der Konzentration in der Wirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Die Konzentration in der Wirtschaft ist zu 
untersuchen. 

(2) Die Untersuchung soll der Klärung der 
Marktstellung der Unternehmen und Unternehmens- 
verbindungen in den verschiedenen Wirtschaftsbe- 
reichen dienen und sich dabei auch auf die Frage 
erstrecken, welche Änderungen in den Zahlen- und 
Größenverhältnissen von kleinen, mittleren und 
großen Unternehmen eingetreten sind sowie ob und 
inwieweit sich hierdurch und durch Unternehmens- 
verbindungen die Wettbewerbsverhältnisse wesent- 
lich verändert haben. 

(3) Im Rahmen der in Absatz 2 gekennzeichneten 
Zielsetzung der Untersuchung sind insbesondere zu 
ermitteln: 

1. die Entwicklung der Unternehmen nach 
kleinen, mittleren und großen Betriebs- 
und Unternehmenseinheiten und die Ver- 
änderungen innerhalb von Größenklassen, 

2. Entwicklung, Art und Ausmaß von Unter- 
nehmensverbindungen, 

3. die hauptsächlichen Ursachen und Erschei- 
nungsformen der zu Nummer 1 und 2 
festgestellten Vorgänge, 

4. die Wettbewerbsbedingungen für ver- 
schiedene Unternehmensgrößen unter Be- 
rücksichtigung des internationalen Wirt- 
schaftsverkehrs. 

§ 2 

(1) Die Untersuchung wird vom Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft (Bundesamt) durchgeführt. 

(2) Das Bundesamt wird in wissenschaftlichen 
und methodischen Fragen von einer Kommission 
beraten. Die Kommission setzt sich zusammen aus 

1. 6 Lehrern an deutschen Hochschulen, die 
nach Anhören des Wissenschaftlichen Bei- 
rats des Bundesministers für Wirtschaft, 

2. 6 weiteren Mitgliedern, die vom Bundes- 
minister für Wirtschaft 

berufen werden. 

(3) Der Präsident des Bundesamtes nimmt an 
den Beratungen der Kommission teil; in ihren 
Sitzungen führt er den Vorsitz. Bei Abstimmungen 
sind nur die Mitglieder der Kommission stimm- 
berechtigt. 

(4) Das Bundesamt kann Sachverständige für die 
ganze Dauer der Untersuchung oder für kürzere 
Zeit zur Mitarbeit heranziehen oder sie mit der 


Prüfung oder Begutachtung von Einzelfragen beauf- 
tragen. Aufträge zur Prüfung oder Begutachtung 
von Einzelfragen können auch Mitgliedern der Kom- 
mission erteilt werden. 

§ 3 

(1) Das Bundesamt ist berechtigt, von Behörden, 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts, natürlichen und juristischen Personen und 
Personengesellschaften die Vorlage aller für die 
Durchführung der Untersuchung nach § 1 Abs. 2 
und 3 wesentlichen Urkunden und volks- oder be- 
triebswirtschaftlichen und statistischen Unterlagen 
zu verlangen und zu deren Erläuterung schriftliche 
oder mündliche Auskünfte einzuholen. 

(2) Bei juristischen Personen, Personengesellschaf- 
ten und nicht rechtsfähigen Vereinen sind die nach 
Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung zur Ver- 
tretung berufenen Personen Vorlage- und auskunfts- 
pflichtig. 

(3) Ist ein Auskunftspflichtiger an der Auskunft 
verhindert, so hat der mit der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben betraute Stellvertreter die Urkunden 
oder Unterlagen vorzulegen oder die Auskunft zu 
erteilen. 

§ 4 

(1) Die in § 3 bezeichneten Urkunden, Unter- 
lagen und Auskünfte sind unter Bezugnahme auf 
dieses Gesetz durch Einzelverfügung anzufordern. 
In der Verfügung ist der Gegenstand der Anforde- 
rung zu bezeichnen und eine Frist zu ihrer Erledi- 
gung zu bestimmen. 

(2) An Stelle der Vorlage von Urkunden oder 
Unterlagen kann das Bundesamt verlangen, daß der 
Vorlagepflichtige auf seine Kosten Abschriften so- 
wie Zusammenstellungen vorlegt. 

(3) Die Anforderung von Urkunden, Unterlagen 
und Auskünften ist auf das zur Durchführung der 
Untersuchung nach § 1 Abs. 2 und 3 notwendige 
Maß zu beschränken. 

(4) Soweit die Erteilung von mündlichen Aus- 
künften außerhalb des Wohnsitzes des Auskunfts- 
pflichtigen verlangt wird, werden auf Antrag die 
Fahrtkosten und sonstigen Aufwendungen, die dem 
Auskunftspflichtigen durch die Erteilung der Aus- 
kunft entstehen, nach Maßgabe der §§ 8 bis 11, 
13 Abs. 1, des § 14 Abs. 1, 2 und 4 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl, I 

S. 902) vom Bundesamt erstattet. 

§ 5 

(1) Gerichte sind zur Erteilung von Auskünften 
über vorgelegte Entscheidungen nicht verpflichtet. 
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(2) Soweit Unterlagen für Zwecke der Unter- ! 
suchung nach § 1 Abs. 2 und 3 vom Statistischen 
Bundesamt oder von Statistischen Landesämtern an- 
gefordert werden, gelten die Vorschriften des § 12 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
mit der Maßgabe, daß Einzelangaben aus den auf 
Grund des genannten Gesetzes oder sonstiger 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften durchgeführ- 
ten Statistiken auf Verlangen an das Bundesamt 
weitergeleitet werden dürfen, wenn der Name des 
von der Auskunft Betroffenen nicht genannt wird. 

(3) Von Kreditinstituten dürfen Urkunden, Un- 
terlagen und Auskünfte über Konten oder Depots j 
ihrer Kunden nur in Form von Zusammenfassungen 
eingeholt werden, aus denen Angaben über Kon- 
ten oder Depots einzelner Konten- oder Depotinha- 
ber weder unmittelbar noch mittelbar zu ersehen 
sind. Entsprechendes gilt für die Einholung von Aus- 
künften bei Versicherungsunternehmen über die von 
ihnen als Versicherer abgeschlossenen Verträge. 

(4) Die Vorschriften über das Steuergeheimnis ; 
(§ 22 der Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 ■ 
— Reichsgesetzbl. I S. 187) sowie besondere gesetz- ! 
liehe Bestimmungen über Berufsgeheimnisse und ! 
Amtsverschwiegenheit bleiben unberührt. 


§ 6 

Das Bundesamt hat nach Ablauf von zwei Jahren 
seit Inkrafttreten des Gesetzes einen zusammen- 
fassenden schriftlichen Bericht über das Ergebnis 
der Untersuchung zu erstatten. Der Bericht ist dem 
Bundestag mit einer Stellungnahme der Bundes- 
regierung vorzulegen. 


§ 7 

(1) Die Bediensteten des Bundesamtes sowie die 
in § 2 Abs. 2 und 4 genannten Personen dürfen 
fremde Geheimnisse, die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
auf Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden sind, 
insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, 
nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, auch 
wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder wenn ihre 
Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für andere 
Personen, die durch dienstliche Berichterstattung 
von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen Kenntnis 
erhalten. 

(2) Die nach §§ 3, 4 Abs. 2 erlangten Kenntnisse, 
Urkunden und Unterlagen dürfen nur für die 
Zwecke dieses Gesetzes benutzt werden. Sie dürfen 
insbesondere nicht für ein Besteuerungsverfahren, 
für ein Strafverfahren, für ein Verfahren auf Grund 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
oder zur Verfolgung anderer als der in § 9 be- 
zeichneten Ordnungswidrigkeiten verwendet wer- 
den. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung vom 
22. Mai 1931 über Beistands- und Anzeigepflichten 
gegenüber den Finanzämtern gelten insoweit nicht. 
Der Bericht nach § 6 darf keine fremden Geheim- 
nisse offenbaren. 


§ 8 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 7 Abs. 1 begrün- 
dete Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur, soweit nicht 
in anderen Vorschriften eine schwerere Strafe an- 
gedroht ist. 

(4) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Verletzten ein. 

§ 9 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen den Vorschriften dieses Ge- 
setzes 

1. Urkunden, Unterlagen (§ 4 Abs. 1), Ab- 
schriften oder Zusammenstellungen (§ 4 
Abs. 2) nicht, nicht vollständig oder nicht 
fristgemäß vorlegt, 

2. Auskünfte nicht, unrichtig, nicht vollstän- 
dig oder nicht fristgemäß erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 5000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
desamt. Das Bundesamt entscheidet auch über die 
Abänderung oder Aufhebung eines rechtskräftigen, 
gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten). 

§ 10 

Die Tätigkeit und die Befugnisse des Bundes- 
amtes nach §§ 2, 3 und 4 enden mit der Vorlage 
des Berichtes nach § 6 Satz 2. 

§ 11 

Die mit der Untersuchung verbundenen Kosten 
trägt der Bund. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden vierten Kalendermonats in 
Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil | 

1. Anlaß und Zweck der Untersuchung : 

Die Mittelstandspolitik der Bundesregierung, die 
seit Beginn der 3. Legislaturperiode in verstärktem 
Maße darauf gerichtet ist, alle Wirtschaftszweige | 
und Betriebsgrößen unter einen gleichen Zwang . 
zum Wettbewerb zu stellen, fand ihren Ausdruck 1 
in der Regierungserklärung vom 29. Oktober 1957 | 
und in der Beantwortung der Großen Anfrage der | 
Fraktionen der CDU/CSU, DP betreffend Wirt- ! 
Schaftskonzentration — Drucksache 702. Diesen Be- ' 
mühungen liegt die Erkenntnis zugrunde, daß der i 
Fortbestand der gesellschaftlichen Struktur am ehe- j 
sten durch den Wettbewerb zwischen möglichst vie- 
len leistungsfähigen Unternehmen gewährleistet ^ 
wird. Um festzustellen, inwieweit Konzentrations- , 
Vorgänge in der Wirtschaft einen solchen Wettbe- 
werb verhindern oder beschränken, ersuchte der ! 
Deutsche Bundestag im Anschluß an die Konzen- j 
trationsdebatte am 15. Oktober 1959 die Bundes- 
regierung, den Entwurf eines Gesetzes über eine 
Enquete zur Ermittlung des Grades der Konzentra- 
tion in der Wirtschaft vorzulegen. Der vorliegende | 
Gesetzentwurf soll diesem Ersuchen im Sinne der 
von der Bundesregierung in Beantwortung der Gro- 
ßen Anfrage abgegebenen Erklärung Rechnung tra- ^ 
gen, die dahin zielte, zur Vervollständigung des ; 
vorliegenden Tatsachenmaterials über den Stand ! 
der Konzentration ergänzende Untersuchungen j 
durchzuführen. 

2. Gegenstand der Untersuchung (§1) 

Das Untersuchungsziel besteht zunächst darin, die ' 
gegenwärtige Marktstellung der Unternehmen und 
Unternehmensverbindungen in den einzelnen Wirt- i 
schaftsbereichen festzustellen. Damit ist beabsich- 
tigt, ein Zustandsbild der Marktanteile und -Ver- 
hältnisse auf den einzelnen Märkten zu erhalten. 
Darüber hinaus soll festgestellt werden, welche Be- 
wegungen sich in den Gruppierungen von kleinen, i 
mittleren und großen Unternehmen vollzogen haben. : 
Hierbei sollen auch die Motive und Methoden einer 
feststellbaren Konzentration ermittelt werden. Es soll 
also ein Überblick über die faktischen Erscheinungs- j 
formen von Konzentrationsvorgängen (eigentums- 
mäßige Verschachtelung und Verschmelzung von ‘ 
Unternehmen, Weisungsgebundenheit, personelle 
Verflechtung) und über ihre Beweggründe sowie 
über die als Folge solcher Vorgänge eingetretenen 
Änderungen der Wettbewerbsbedingungen ange- 
strebt werden. Dabei wird insbesondere auf die 
Feststellung von Verschiebungen zwischen den 
Größenklassen der Unternehmen und innerhalb 
dieser Größenklassen Wert gelegt. Die Untersu- j 
chung wird sich auch darauf erstrecken müssen, 
welche Umstände das Wachstum eines Unterneh- 
mens allgemein und insbesondere im Wege der 
Angliederung neuer Produktionen oder der Zusam- 


menfassung von Produktions- und Handelsstufen 
herbeiführen und welchen Stand diese Entwicklung 
heute erreicht hat. 

Soweit der Bericht über das Untersuchungsergebnis 
(§ 6) Grundlagen für eine spätere bewertende Be- 
urteilung bietet, müssen insbesondere auch die 
Größenverhältnisse auf dem internationalen Markt 
und der schon in früheren Zeiten — etwa zwischen 
den Weltkriegen — erreichte Konzentrationsgrad 
berücksichtigt werden. 

Die Untersuchungsergebnisse sollen der Bundes- 
regierung (§ 6 Satz 2) ein Urteil darüber ermög- 
lichen, wo sich die der Wirtschaftsentwicklung inne- 
wohnenden Konzentrationstendenzen in einem 
volkswirtschaftlich wie gesellschaftspolitisch ver- 
tretbaren Ausmaß gehalten haben; sie sollen ihr 
auf der anderen Seite gestatten festzustellen, aus 
welchen Ursachen und auf welchen Wegen dieser 
Grad einer wirtschaftlichen Konzentration gegebe- 
nenfalls überschritten wurde. 

3. Aufbau des Gesetzentwurfs 

§ 1 umschreibt den Gegenstand der Untersuchung 
nach Zweck und Inhalt. 

§ 2 bestimmt die Organe für die Durchführung der 
Untersuchung. 

In den §§ 3 bis 5 werden die Auskunftsrechte die- 
ser Organe festgelegt (§§ 3 und 4) und abgegrenzt 
(§ 5). 

§ 6 regelt sachlich und zeitlich die Berichtsvorlage 
über das Ergebnis der Untersuchung. 

Die §§ 7 und 8 enthalten die zum Rechtsschutz der 
Auskunftsverpflichteten erforderlichen Vorschriften. 

In ^ 9 werden die zur Erzwingung der Vorlage der 
Unterlagen und Erteilung der Auskünfte notfalls 
erforderlichen Bußgeldvorschriften und das dabei 
zu handhabende Verfahren festgelegt. 

Die §§ 10 bis 13 enthalten die Schlußvorschriften, 
wie Beendigung der Tätigkeit des Bundesamtes, 
Kosten, Berlin-Klausel und Inkrafttreten. 

11. Besonderer Teil 

Zu § 1 

siehe Allgemeiner Teil, Nr. 2. 

Zu § 2 

Der Gesetzentwurf sieht vor, eine Behörde mit der 
Durchführung der Untersuchung zu beauftragen, 
weil damit die Ausübung hoheitlicher Rechte {Aus- 
kunftsberechtigung) verbunden ist. Unter den ver- 
schiedenen erwogenen Möglichkeiten erscheint das 
„Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft" als am ge- 
eignetsten. Das Amt ist mit Aufgaben auf wirt- 
schaftlichem Gebiet vertraut. Bürokostenmäßig sind 
Ersparnisse damit verbunden. Das Bundeskartell- 
amt schied deshalb aus, weil seine Organisation 
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auf die Erfüllung der ihm mit dem Gesetz über ’ 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) übertragenen 
spezifischen Aufgaben angelegt ist, und weil es auf ' 
Grund dieses Gesetzes Kenntnisse erlangen würde, 
die es sich nach dem GWB nicht verschaffen kann. 

Das Statistische Bundesamt kommt für eine Beauf- 
tragung deswegen nicht in Betracht, weil die Un- 
tersuchung der Konzentration Aufgaben stellt, die 
denen des Statistischen Bundesamtes wesensfremd 
sind. 

Personell und fachlich wird das Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft (BAW) nicht in der Lage 
sein, aus dem vorhandenen Arbeitskräftebestand 
den gesamten notwendigen Arbeitsstab zu stellen. 
Das Bundesamt wird im wesentlichen das Sekreta- 
riat und das Büro für die Untersuchung aus vor- 
handenen und neu gewonnenen Kräften bilden. Es 
wird die Anweisungen erlassen, mit denen das er- | 
forderliche Unterlagenmaterial herbeigeschafft wird, ' 
und diese Unterlagen — soweit der amtseigene ! 
Arbeitsstab nicht ausreicht — von Sachverständigen 
bearbeiten lassen, die fallweise oder dauernd zur 
Mitarbeit herangezogen werden (§ 2 Abs. 4). 

Bei der Aufstellung des Arbeitsplans und bei der 
Anlage der Untersuchung soll das Bundesamt von 
einer Kommission beraten werden. Die Kommission 
setzt sich aus 6 Professoren (nach Vorschlag des 
Wissenschaftlichen Beirats des (BMW) und aus 6 wei- 
teren Mitgliedern zusammen, die als spezielle Sach- 
verständige mit der Materie besonders vertraut 
sind (§ 2 Abs. 2). Die Kommission hat im Rahmen 
ihrer Aufgabenstellung nur beratende Eigenschaft. 
Ihre Empfehlungen beziehen sich auf die wissen- 
schaftliche und methodische Anlage der Untersu- 
chung. Die Kommission tagt unter dem Vorsitz des 
Präsidenten des BAW; um die Entschlußfreiheit des 
Präsidenten bei der Durchführung der Aufgabe 
nicht zu beeinträchtigen, hat er bei Abstimmungen 
der Kommission keine Stimme (§ 2 Abs. 3). 

Zu §§ 3 bis 5 : 

Das Bundesamt soll sich bei seiner Arbeit vornehm- 
lich vorhandener Unterlagen von Behörden, Unter- 
nehmen und anderen Institutionen bedienen. Den 
Grundstock hierfür wird insbesondere das Material 
bilden können, das die Gesellschaft für Wirtschafts- 
und Soziaiwissenschaften (Verein für Sozialpolitik 
gegr. 1872), Frankfurt (Main), zum Thema der Kon- : 
zentration zusammenträgt. 

Bei dem Anforderungsrecht des Bundesamtes (§ 3 . 
Abs. 1) ist in erster Linie an die Vorlage von ein- | 
schlägigen Urkunden (z. B. Konzernverträge, Organ- 
verträge u. dgl.), Bilanzen und andere Unterlagen 
aus dem Rechnungswesen von Unternehmen, ferner 
an das beim Bundeskartellamt gesammelte Material 
und an Statistiken gedacht, die in Form von Son- 
derauswertungen bei Statistischen Ämtern angefor- ! 
dert werden können. Das über das Anforderungs- 
recht von Unterlagen hinausgehende Auskunfts- 
recht des Bundesamtes ist in dem Gesetzentwurf 
beschränkt auf die Einholung mündlicher oder 
schriftlicher Auskünfte zur Erläuterung der vorge- 
legten Unterlagen. Der Gesetzentwurf schreibt vor, 
daß sich das Bundesamt bei der Anforderung von 


Urkunden und Unterlagen und bei Einholung von 
Auskünften auf das zur Durchführung der Unter- 
suchung notwendige Maß zu beschränken hat (§ 4 
Abs. 3). Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf 
folgende Einschränkungen für Vorlagepflicht und 
Auskunftserteilung vor, die sich sämtlich mit Rück- 
sicht auf die Stellung bestimmter Vorlagepflichtiger 
bzw. auf deren Geheimhaltungspflichten rechtferti- 
gen: 

1. Gerichte sind nicht zur Erteilung von Auskünf- 
ten über vorgelegte Entscheidungen verpflichtet 
(§ 5 Abs. 1); 

2. Statistische Ämter dürfen im Anforderungsfall 
Einzelangaben aus amtlichen Statistiken nur 
ohne Nennung des Namens des von der Aus- 
kunft Betroffenen vorlegen, um das im Statisti- 
schen Gesetz von 1953 festgesetzte statistische 
Geheimnis zu wahren (§ 5 Abs. 2); 

3. Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen 
dürfen Urkunden, Unterlagen und Auskünfte 
über ihre einzelnen Kunden nur in Form von 
Zusammenfassungen mehrerer Kunden vorlegen 
bzw. erteilen (§ 5 Abs. 3); 

4. die Steuerbehörden haben das Steuergeheimnis 
zu wahren (§ 5 Abs. 4). 

Das Bundesamt hat die benötigten Unterlagen und 
Auskünfte durch Einzelverfügung bei den auskunfts- 
verpflichteten Behörden, Unternehmen und Einrich- 
tungen anzufordern (§ 4 Abs. 1). Hiermit soll auch 
ausgeschlossen sein, daß es auf Grund seiner Aus- 
kunftsrechte etwa allgemeine statistische Erhebun- 
gen durchführen könnte. Falls der Gang der Unter- 
suchung das Erfordernis einer statistischen Erhe- 
bung erweisen sollte, wäre somit für deren Anord- 
nung der ordentliche Weg der Gesetzgebung (§ 6 
StatGes) zu beschreiten. 

Zu § 6 

Für die Durchführung der Untersuchung sieht der 
Gesetzentwurf eine bestimmte Frist vor. Diese Frist 
wird etwa drei bis vier Monate nach Verkündung 
des Gesetzes beginnen (§ 13) und zwei Jahre nach 
diesem Zeitpunkt mit der Vorlage des Schlußbe- 
richts des BAW an das BMW ablaufen. Der Bericht 
wird alsdann vom BMW und den beteiligten Bun- 
desressorts geprüft und wird von der Bundesregie- 
rung mit einer abschließenden Stellungnahme dem 
Bundestag vorgelegt werden. In ihrer Stellung- 
nahme soll die Bundesregierung sowohl zu den 
sachlichen Ergebnissen des Berichts als auch zu der 
Frage Stellung nehmen, ob der Bericht auf Grund 
dieses Gesetzes das gestellte Thema erschöpfend 
behandelt oder ob noch weitere Untersuchungen 
notwendig werden. 

Zu §§ 7 und 8 

Der § 7 des Gesetzentwurfs sieht für die Be- 
diensteten des Bundesamtes und für die Mitglieder 
der Kommission sowie für die hinzugezogenen 
Sachverständigen und alle sonstigen Personen, die 
bei der Bearbeitung des vorgelegten Materials und 
bei der Verwertung der Auskünfte für Zwecke des 
Berichts — auch auf dem Wege der Dienstbericht- 
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erstattung — von den darin enthaltenen Fakten I 
und Vorgängen Kenntnis erhalten, die Verpflich- 
tung zur Geheimhaltung vor. 

Das Gesetz schreibt sodann (§ 8) ausdrücklich vor, 
daß die gewönnenen Kenntnisse nur für Zwecke 
der geplanten Untersuchung, aber insbesondere j 
nicht für ein Besteuerungsverfahren, für ein Straf- 
verfahren, für ein Verfahren auf Grund des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen oder zur 
Verfolgung anderer als der in § 9 bezeichneten 
Ordnungswidrigkeiten verwendet werden dürfen. j 

Der Bericht über das Ergebnis der Untersuchung i 
(§ 6) darf Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse ein- ; 
zelner Unternehmen nicht offenbar werden lassen. 
Die Ausdehnung der in den §§ 7 und 8 vorgese- 
henen Geheimhaltungsverpflichtung auf den Bericht 
wird deshalb für notwendig gehalten, weil er mit 
der Vorlage an den Bundestag veröffentlicht wird 
und dadurch sonst zu Interessenverletzungen einzel- 
ner führen könnte. 1 

I 

Mit Rücksicht auf dieses allgemeine Verwendungs- 
verbot ist in dem Gesetzentwurf im Interesse der 
Erzielung eines möglichst einwandfreien Unter- | 
suchungsergebnisses andererseits kein Auskunfts- ' 
verweigerungsrecht der Vorlagepflichtigen vorge- ! 
sehen. 

Eine vorsätzliche Verletzung der Geheimhaltungs- 
pflicht kann nach § 8 mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr, falls die Verletzung aus gewinnsüchtigen ' 
Motiven erfolgt, mit Gefängnis bis zu zwei Jahren i 
und mit Geldstrafe geahndet werden. Durch diese 
Strafbestimmungen soll einer möglichst objektiven 
und zuverlässigen Berichterstattung der Weg ge- | 
ebnet werden. 

I 

Zu § 9 : 

Der durchführenden Behörde wird in § 9 die Mög- | 
lichkeit gegeben, in Fällen vorsätzlicher Ver- 
weigerung der geforderten Unterlagen und Aus- 
künfte auf Grund des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten Geldbußen zu verhängen. Eine der- 
artige Vorschrift soll dazu beitragen, die Durchfüh- 
rung der Untersuchung in dem für notwendig erach- ! 
teten Umfang innerhalb der vorgeschriebenen Frist | 
zu ermöglichen. ' 

Zu § 10 

Da die Prüfung des Berichts durch die Bun- 
desregierung und die Ausarbeitung ihrer Stellung- 
nahme einige Zeit beanspruchen wird und im Ver- 
lauf der Berichtsprüfung Rückfragen beim BAW not- 
wendig werden können, sollen Tätigkeit und Befug- 
nisse des Bundesamtes nach §§ 2, 3 und 4 nicht mit 
der Vorlage des Berichts an das BMW, sondern erst 
mit der Vorlage der Stellungnahme der Bundes- 
regierung an den Bundestag enden. Die weiteren 
Vorschriften des Gesetzes, insbesondere die Ge- 
heimhaltungs- und Strafvorschriften, behalten auch 
nach diesem Zeitpunkt Geltung. 

IIL Kosten der Untersuchung 

Die voraussichtlich entstehenden Kosten hängen 
einmal von der Gestaltung ab, die nach den Emp- 
fehlungen der Kommission (§ 2 Abs. 2) dem Auf- 


— 3. Wahlperiode 

bau der Untersuchung gegeben wird, und sodann 
von der Dauer der Arbeiten. Wenn sich die Arbei- 
ten etwa in dem von der Bundesregierung angenom- 
menen Rahmen halten, so werden in den zwei Jah- 
ren bis zur Ablieferung des Berichts durch das Bun- 
desamt (§ 6 Satz 1) voraussichtlich 6 Mio DM Kosten 
entstehen. Ob und inwieweit durch die anschlie- 
ßende Prüfung der Bundesregierung noch weitere 
Kosten, z. B. für Sachverständige, entstehen, läßt 
sich heute noch nicht voraussehen. Auf jeden Fall 
werden sie erheblich geringer als die beim Bundes- 
amt entstehenden Kosten ausfallen. 

Im ersten Jahr werden aller Wahrscheinlichkeit 
nach etwas höhere Kosten anfallen als im zweiten 
Jahr. Die Kosten des ersten Jahres werden wie 
folgt veranschlagt: 

DM DM 

Personalausgaben 

Dienstbezüge der nichtbeam- 
teten Kräfte 450 000 

Beschäftigungsvergütungen, 

T rennungsentschädigungen, 

Beihilfen auf Grund der Bei- 
hilfevorschriften, Unterstüt- 
zungen u. dgl 65 000 515 000 

Sachausgaben 
Kosten für Sachverständige 

a) Honorar, Reisekosten und 

Tagegelder für die Mit- 
glieder der Kommission . 50 000 

b) Ausgaben für Sachver- 
ständige 1 500 000 

c) Sonderaufträge an Stati- 

stisches Bundesamt, Insti- 
tute usw 500 000 

d) Aufträge für Spezialgut- 
achten 280000 2 330 000 

Verwaltungsausgaben wie 
Geschäftsbedürfnissc, Geräte 
und Ausstattungsgegenstände, 

Post- und Telefongebühren, 
maschinelle Aufbereitung . . 185 000 

Raumkosten 40 000 

Reisekosten 75 000 

Betrieb von Dienstfahrzeugen 25 000 

Vermischte Ausgaben ... 30 000 355 000 

insgesamt 3 200 000 

An Hilfskräften sind für das erste Jahr erforder- 
lich: 

3 übertarifliche Angestellte für 12 Monate 

2 Angestellte Verg.-Gr. I TO.A für 12 Monate 

1 Angestellte Verg.-Gr. II TO.A für 12 Monate 

6 Angestellte Verg.-Gr. III TO.A für 12 Monate 

2 Angestellte Verg.-Gr. IVb TO.A für 12 Monate 

4 Angestellte Verg.-Gr. Vb TO.A für 12 Monate 

9 Angestellte Verg.-Gr. VII TO.A für 12 Monate 

6 Angestellte Verg.-Gr. VIII TO.A für 12 Monate 

5 Lohnempfänger 

Die Kosten des zweiten Jahres setzen sich im we- 
sentlichen aus den gleichen Positionen zusammen. 
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